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1. Einleitung  
 
Die Schulentwicklungsplanung ist ein wichtiges kommunales Instrument zur Planung, Organisation und Wei-
terentwicklung des Bildungsangebotes und der Bildungsinfrastruktur.  
Gesellschaften befinden sich in ständigem Wandel. Mit gesellschaftlichen Veränderungsprozessen gehen auch 
veränderte Anforderungen an die Bildungsangebote und die Bildungsinfrastruktur einer Kommune einher. Von 
besonderer Bedeutung sind hierbei sowohl sozi odemographische als auch sozioökonomische Veränderungen 
und inwiefern sich die Bevölkerungsstruktur, also die Zusammensetzung der Bevölkerung, verändert, dies im 
schulischen Kontext vor allem hinsichtlich der Kinder und Jugendlichen. Verändert sich z. B. d ie Geburtenrate 
oder die Anzahl an Menschen, die in eine Kommune zuziehen oder aus dieser fortziehen, wirkt sich dies auch 
auf die Bildungsnachfrage, das Bildungsangebot und die Bildungsinfrastruktur aus. Bei steigenden Schüler-
zahlen, etwa aufgrund steigen der Geburtenzahlen oder Zuzügen, müssten dementsprechend auch größere 
Klassen im Primar -  bzw. Sekundarbereich gebildet und das Bildungsangebot ausgeweitet werden. Bei steigen-
der Nachfrage nach OGS - Plätzen, welche in den nächsten Jahren durch den OGS - Rechts anspruch zu erwarten 
wird, müssten entsprechend auch das OGS - Angebot und entsprechende Raum -  und Personalkapazitäten aus-
geweitet werden. Einen nicht unerheblichen Einfluss auf die Planung des Bildungsangebotes hat auch der an-
haltende Trend der Akademisieru ng der Gesellschaft und des Strebens nach höheren Bildungsabschlüssen. 
Immer mehr Schülerinnen und Schüler tendieren dazu, ein Gymnasium als weiterführende Schule zu besuchen 
ʙ so auch in Eschweiler ʙ, um ggf. anschließend ein Studium aufnehmen zu können o der generell eine bessere 
Ausgangsposition auf dem Bildungs -  und Arbeitsmarkt zu haben. Dieser Trend ist allerdings nicht in allen Ge-
sellschaftsschichten gleichermaßen ausgeprägt. Nach wie vor sind es deutlich mehr Kinder aus Haushalten, in 
denen mindesten s ein Elternteil das Abitur hat und/oder studiert hat, die auf das Gymnasium übergehen 
und/oder ein Studium aufnehmen, als Kinder aus Haushalten, die sich durch einen niedrigeren formalen Bil-
dungsstatus auszeichnen.  
Grundsätzlich bestehen wichtige Planungsziele in der Reduktion von Bildungsungleichheiten mit Herstellen 
gleicher Bildungschancen und Bildungszugangsmöglichkeiten sowie eines qualitativ hochwertigen, attrakti-
ven und niedrigschwelligen Bildungsangebotes in der Kommune.  
 
Die Fortschreibung des Schulentwicklungsplans 2026 für die Schuljahre 2026/2027 bis 2030/2031 (im Fol-
genden als SEP 2026 abgekürzt) der Stadt Eschweiler beinhaltet eine aktuelle Schulraumbedarfsanalyse für 
Grundschulen und weiterführende Schulen im Kontext  veränderter demographischer Rahmenbedingungen, 
etwa aufgrund Zuwanderung, Geburtenzuwächsen oder anderer Entwicklungen vor Ort.  
 
Die Stadt Eschweiler berichtete in der Vergangenheit alle fünf Jahre über die Situation und die Rahmenbedin-
gungen der Schullandschaft sowie dokumentiert angedachte und umgesetzte Planungen auf diesem Gebiet.  
Die letzte komplette Fortschreibung erfolgte im Jahr 2016. Der ursprünglich zu erstellende Schulentwicklungs-
plan im Jahr 2021 wurde aufgrund der Hochwasserkatastrophe verschoben. Im Anschluss erfolgte  aufgrund 
der Belastung des Amtes für Schule, Sport und Kultur lediglich die  reine Fortschreibung der Schülerzahlen-
prognosen , so dass nun erstmalig seit 2016 wieder ein vollständiger Schulentwicklungsplan für die Stadt E-
schweiler vorliegt. . 
 
Während des Hochwassers wurden fünf Schulen in Eschweiler teilweise bzw. vollständig zerstört. Die Sanie-
rungsarbeiten dauern bis heute an. Während vier der fünf Schulen wieder in ihre jeweiligen Bestandsgebäude 
zurückgekehrt sind, erfolgt die Rückkehr der fünften Schule (Willi - Fährmann - Schule) voraussichtlich erst 
2029, da das Bestandsgebäude vollständig abgerissen wurde und neugebaut wird.  
 
Zentrale Themen im Schulentwicklungsplan (SEP) sind die Schülerzahlen und die Planungsperspektive im Um-
feld einer ʙ je nach Entwicklung -  schrumpfenden oder steigenden Anzahl der Schüler/innen sowie die Infra-
struktur der Schulen, lokale Verteilung der schu lischen Angebote, die Planungen und Maßnahmen, aber auch 
Überlegungen zur Umsetzung der schulischen Inklusion. Es wird zudem auf Themenfelder wie Ganztag, Inklu-
sion, Heterogenität, Integration/Migration und Segregation in diesem Bericht eingegangen. Die qu alitative 
Ausgestaltung der Planung begleitet die Frage nach Förderung der Chancengleichheit im schulischen Bereich.  
 
Die bedarfsgerechte Versorgung mit Schulraum, ihre Sicherstellung für die Schülerinnen und Schüler der Stadt 
Eschweiler ist eine zentrale Aufgabe der Schulentwicklungsplanung, über die im nächsten Kapitel ausführli-
cher berichtet wird. Die Planungen und dar aus folgende Maßnahmen werden regelmäßig dem Schulausschuss 
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und dem Rat der Stadt Eschweiler zur Entscheidung und Kenntnisnahme vorgelegt und stehen auch der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung.  
 
Dieser Bericht stellt eine zentrale Planungsgrundlage mit Prognosen für die mittel - bis langfristige Anpassung 
der Eschweiler Schullandschaft an die neuen demographischen Rahmenbedingungen dar. Der Schwerpunkt 
wird dabei überwiegend auf die quantitative Per spektive gelegt, um die Aufnahmekapazität des städtischen 
Schulraumes mit seiner maximal möglichen Schülerzahl darstellen zu können. Dabei werden zum einen Kapa-
zitätsengpässe an bestimmten Standorten deutlich, zum anderen werden freie Raumressourcen identi fiziert. 
Der Bericht argumentiert und bewertet dabei ganz bewusst nicht immer pädagogisch (ideale Klassengrößen, 
Analysemethodik, ideale soziodemographische Zusammensetzung der Schülerschaft, Art und Weise der In-
tegration von Seiteneinsteigern etc.). Der S EP 2026 bietet dafür im Rahmen einer Status - quo- Analyse das 
Planungsfundament der schulräumlichen Rahmenbedingungen, in dessen Kontext pädagogische Fragestel-
lungen ausgearbeitet werden können.  
 
Die Prognosen der Schülerzahlen, die getrennt nach Primar -  und Sekundarbereich I/II erfolgen, sowie die 
grundlegenden Rahmenbedingungen geben einen guten Einblick in die Zukunft. Sie basieren auf Zahlen der 
kommunalen Bevölkerungsstatistik wie Einwohner -  und Geburtenzahlen oder Wanderungsbewegungen, auf 
Schülerzahlen, auf Annahmen zum Übergangs -  und Schulwahlverhalten sowie ggf. auf zusätzlichen Bewoh-
nerzahlen bei Erschließung von Neubaugebieten. Selbstverständlich wird dabei der Bedarf an notwendigen 
Erweiterungen im Bereich Bau, Umbau, Anbau und Neubau und akuter Handlungsbedarf zu kurzfristigen 
Schulraumerweiterungen und notwendigen Veränderungen nicht aus dem Blick gelassen. Aufgrund des Prog-
nosecharakters der Zahlen handelt es sich um eine bestmögliche Annäherung an einen tatsächlichen zukünf-
tigen Zustand. Die Prognosen umfassen im Wesentlichen die Schülerzahlenentwicklungen nach Schulformen, 
Schularten und Jahrgangsstufen bis hin zu einzelnen Klassen.  Einmalige Sondereffekte (wie zum Beispiel die 
Flutka tastrophe oder die Fluchtbewegungen angesichts des Ukraine - Konflikts) können allerdings zu Abwei-
chungen führen. Dasselbe gilt für Trends im Elternwahlverhalten.  
 
Die klassische Weise ist die quantitative Planung. Interessant sind aber in diesem Zusammenhang auch die 
qualitativen Ziele der Schulentwicklung in Eschweiler. Deshalb wird in diesem Bericht auch von Zielen der pä-
dagogischen Arbeit (Kap. V), Möglichkeiten zur Förderung von Qualität im Ganztag, von der Schulsozialarbeit 
(Kap. IV) und Integration (Kap. VII) gesprochen. Es wird auf die Vertiefung von Inklusion an Schulen, Umgang 
mit Heterogenität und Segregation eingegangen. Im letzten Kapitel (XII) werden vor  dem Hintergrund der ver-
änderten Anforderungen an Schulraum, weitere Bildungsangebote vorgeschlagen. Diese sollen in Abstimmung 
mit der Jugendhilfeplanung und mit benachbarten Schulträgern stattfinden.   
 
Die vorliegende Schulentwicklungsplanung hat den Anspruch, die Entwicklung der Schullandschaft ganzheit-
lich in den Blick zu nehmen. Die Umsetzung bedarf der guten K ooperation mit weiteren Akteuren (mit allen 
Schulen und ihren Mitwirkungsgremien, diversen Fachämtern der Verwaltung, Integrationszentren, Sozialpla-
nung, Gesundheitsplanung, Umweltplanung, Verkehrsplanung, Jugendhilfeplanung, Schulaufsichtsbehörden 
etc.) Hier gibt es in Eschweiler ein gutes Netzwerk.  
 
 

2. Planungsgrundlagen  
 
Gemäß § 80 Abs. 1 Schulgesetz NRW (SchulG) sind Gemeinden, soweit sie Schulträgeraufgaben zu erfüllen 
haben, verpflichtet, für ihren Bereich eine mit den Planungen benachbarter Schulträger abgestimmte Schul-
entwicklungsplanung zu betreiben. Sie dient der Si cherung eines gleichmäßigen und alle Schulformen und -
arten umfassenden Bildungs -  und Abschlussangebotes in allen Landesteilen. Schulentwicklungsplanung und 
Jugendhilfeplanung sind aufeinander abzustimmen.  
 
§ 80 SchulG bestimmt die Grundsätze, nach denen die Schulentwicklungsplanung vorzunehmen ist. Danach 
berücksichtigt die Schulentwicklungsplanung:  
 

- das gegenwärtige und zukünftige Schulangebot nach Schulformen, Schularten, Schulgrößen (Schü-
lerzahl, Klassen pro Jahrgang) und Schulstandorten,  
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- die mittelfristige Entwicklung des Schüleraufkommens, das ermittelte Schulwahlverhalten der Eltern 
und die daraus abzuleitenden Schülerzahlen nach Schulformen, Schularten und Jahrgangsstufen,  

- die mittelfristige Entwicklung des Schulraumbestands nach Schulformen, Schularten und Schulstand-
orten.  

 
Der Schulentwicklungsplan soll aufgrund des Beschlusses des Stadtrates der Stadt Eschweiler vom 17.02.2000 
mindestens alle fünf Jahre neu aufgelegt werden.  
 
Die letzte Fortschreibung des Schulentwicklungsplans der Stadt Eschweiler erfolgte im Jahr 2016. Die Schü-
lerzahlenprognose des v.g. SEP reichte bis einschließlich zum Schuljahr 2020/21.  Im Anschluss erfolgte na-
hezu jährlich eine Fortschreibung der reinen Schülerzahlenprognosen, zuletzt mit der Verwaltungsvorlage 
082/24 im Schulausschuss am 12.3.2024 und im Jugendhilfeausschuss am 13.3.2024 für den Prognosezeit-
raum 2024/25 bis 2027/28.  
 
Die im Folgenden dargestellte Prognose umfasst im Wesentlichen die Schülerzahlenentwicklungen nach 
Schulformen, Schularten und Jahrgangsstufen bis hin zu einzelnen Klassen.  
 

3. Hinweise zum Raumprogramm  
 
?īėʁÑèÕʁģ¾ÊÕúú¾ėèěËåÕʁ1¾ėěģÕúúħāàʁÑÕěʁt¾ħĀĔėĈàė¾ĀĀěʇʁĀèģʁÑÕėʁ@ÕàÕāīÊÕėěģÕúúħāàʁÑÕěʁʲxĈúúʳʁ¾āʁtÂħĀÕāʁħāÑʁ
t¾ħĀàėČġÕāʁħāÑʁÑÕĀʁģ¾ģěÂËåúèËåÕāʁʲHěģʳʁÑÕėʁÕèāľÕúāÕāʁxËåħúÕāʁèěģʁ¾āľħĀÕė÷ÕāʇʁÑ¾ěěʁÑèÕěÕʁxĈúú- Größen ledig-
lich eine Orientierung für die Schulträger biet en. Die Anzahl der Fachräume und die Größenangaben wurden in 
den bisherigen Schulentwicklungsplänen dem damaligen Erlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung 
ĲĈĀʁȹɁʆȹȸʆȹɁɁȽʁʲ@ėħāÑěÂģľÕʁßīėʁÑèÕʁ ħßěģÕúúħāàʁĲĈāʁt¾ħĀĔėĈàė¾ĀĀÕāʁßīėʁ¾úúàÕĀÕèāÊèúÑÕāÑÕʁxchulen und För-
ÑÕėěËåħúÕāʳʇʁľħúÕģľģʁàÕÂāÑÕėģʁ¾ĀʁȸȼʆȹȸʆȺȸȸȽʇʁÕāģāĈĀĀÕāʆʁ1èÕěÕėʁ5ėú¾ěěʁĳħėÑÕʁ¾ħßàÕåĈÊÕāʆʁ5ěʁÊÕěģÕåÕāʁ÷ÕèāÕʁ
rechtlichen Vorgaben weder zur Anzahl noch zur Größe und Art von Schulräumen.  
 
An einigen Grundschulen sind An -  und Ausbauten in unterschiedlichem Umfang bereits geplant und zum Teil 
umgesetzt worden. Zur Ermittlung des Raumbedarfs wurde in Abstimmung mit den Schulen und den Trägern 
des offenen Ganztags (OGS) und auf der Basis des er stellten Eschweiler OGS - Rahmenkonzepts jeweils schul-
scharf ein Raumprogramm erstellt.  An der KGS Kinzweiler und der KGS Bohl hat ein Erweiterungsbau stattge-
funden, der Schulhof der KGS Barbaraschule am Teilstandort Röthgen  wurde unter Nutzung eines  Förderpro-
gramm s neugestaltet. An der KGS Eduard - Mörike- Schule und KGS Bergrath wird demnächst ein umfangreicher 
Umbau stattfinden , ebenfalls gefördert durch das Land beziehungsweise das Rheinische Revier.  In einem par-
tizipativen Prozess wurde in Anlehnung an das o.g. Raumprogramm erweitert um die Bedarfe der OGS jeweils 
ein Raumbedarf gemeinsam festgelegt.  
 
Als Soll- Raumbedarf  ist die Empfehlung des Dezernats für Bildung des Städtetages NRW für ein Raumpro-
gramm für Grundschulen  und weiterführende Schulen  aus dem Jahr 2019 zugrunde gelegt  worden . In den 
jeweiligen Schulkapiteln ist in der Tabelle zum Raumbestand in der Soll - Spalte die Empfehlung des Städtetages 
für die jeweilige Schulform zugrunde gelegt:  
 
Dieses Raumprogramm erschien der Verwaltung zeitgemäßer als das bisher zugrunde gelegte und wird bei 
künftigen Neubau -  und Erweiterungsbauten als Orientierungshilfe zugrunde gelegt.  
Der Raumvergleich führt aber bei Bestandsgebäuden nicht in jedem Fall zu einem baulichen Erweiterungsbe-
darf, da die individuelle Situation in jeder einzelnen Schule zu betrachten ist.  
 
Für das Nebengebäude des städtischen Gymnasiums und die Sanierung der Waldschule wird im Rahmen der 
aktuellen Machbarkeitsstudien ein Raumprogramm in einem partizipativen Verfahren erarbeitet, in das die spe-
zifischen pädagogischen Bedarfe und Profile einfl ießen. 
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4. Hinweis zur Schüleraufnahme und Klassenbildung    

Gemäß § 82 SchulG müssen Schulen die für einen geordneten Schulbetrieb erforderliche Mindestgröße haben. 
Bei der Errichtung muss sie für mindestens fünf Jahre gesichert sein; dabei gelten 28 Schülerinnen und Schü-
ler als Klasse für Grundschulen, für Gesamts chulen und für Sekundarschulen 25 Schülerinnen und Schüler. Für 
die Fortführung gelten die gem. § 93 Abs. 2 Nr. 3 SchulG bestimmten Klassengrößen.  
 
Die Einzelheiten zur Klassengrößenbildung ergeben sich aus der Verordnung (VO) zu § 93 Abs. 2 SchulG und 
den dazugehörenden Verwaltungsvorschriften (AVO - Richtlinien (RL) zur Ausführung des § 93 Abs. 2 SchulG).  
 
Nach § 6 der VO werden Klassen auf der Grundlage von Klassenfrequenzrichtwerten, - höchstwerten und ʙ
mindestwerten sowie - bandbreiten  in der Regel als Jahrgangsklassen gebildet. Abweichend davon richtet sich 
die Klassenbildung an Grundschulen nach den Bestimmungen gem. § 6a VO.  
 
Die Zahl der Schülerinnen und Schüler einer Klasse soll den Klassenfrequenzrichtwert nicht unterschreiten, 
nicht über dem Klassenfrequenzhöchstwert und nicht unter dem Klassenfrequenzmindestwert liegen; gering-
fügige Abweichungen können von der Schulleitung  in besonderen Ausnahmefällen zugelassen werden. Die 
Zahl der zu bildenden Klassen (Klassenrichtzahl) ergibt sich dadurch, dass die Schülerzahl der Schule durch 
den jeweiligen Klassenfrequenzrichtwert geteilt wird. Die Klassenrichtzahl darf nur insoweit üb erschritten wer-
den, als nach dieser VO die Klassenbildung in den Jahrgangsstufen dies unumgänglich erforderlich macht oder 
ausdrücklich zugelassen ist.  
 
In der Hauptschule beträgt der Klassenfrequenzwert 24. Es gilt die Bandbreite 18 - 30.  
Ungeachtet dessen hat jede weiterführende Schule Sprachförderklassen mit unterschiedlichen Bezeichnun-
gen, wie internationale Förderklasse o.a., eingerichtet, in die Kinder mit einem Förderbedarf in der deutschen 
Sprache zusätzlich gefördert werden.  
Die Kinder mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf sind nicht mehr zwingend einer bestimmten 
Klasse eines Jahrgangs zugeordnet, sondern können auf alle/mehrere Klassen des Jahrgangs verteilt werden. 
Hinter - grund hierfür ist u.a. die Erkenntnis, dass K inder mit speziellen Förderschwerpunkten (insbes. dem der 
emotional - sozialen Entwicklung) aus pädagogischen Gründen nicht gebündelt in einer Klasse unterrichtet 
ĳÕėÑÕāʁěĈúúģÕāʆʁEèÕėľħʁĳèėÑʁ÷Ĉā÷ėÕģʁèĀʁV¾ĔèģÕúʁʲHā÷úħěèĈāʳʁÕèāàÕà¾āàÕāʆ 
 
In der Realschule und in der Sekundarstufe I des Gymnasiums und der Gesamtschule beträgt der Klassen -
frequenzrichtwert 27. Es gilt die Bandbreite 25 - 29. In den Klassen des Gemeinsamen Lernens kann die Band -
breite unterschritten werden, wenn rechnerisch pro  Parallelklasse mindestens 2 Schülerinnen und Schüler mit 
festgestelltem sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf aufgenommen werden und im Durchschnitt aller 
Parallelklassen die Bandbreite eingehalten wird.  
 
 
Im Gebiet eines Schulträgers sollen in Schulen einer Schulform unter Beachtung des Klassenfrequenzricht-
wertes möglichst gleich starke Klassen gebildet werden. Klassen des Gemeinsamen Lernens (GL) sind hiervon 
ausgenommen. Können Schulen der Sek. I aufgrund  der Anmeldungen Klassen nicht innerhalb der Bandbreiten 
bilden, so koordiniert die Schulaufsichtsbehörde die Entscheidung der Schulleitungen über die Aufnahme un-
ter Beteiligung des Schulträgers. Der Schulträger entscheidet im Rahmen seiner Verantwortung ü ber die Or-
ganisation des örtlichen Schulwesens, an welchen Schulen die erforderlichen Eingangsklassen gebildet wer-
den. 
 
In der gymnasialen Oberstufe (Gymnasium, Gesamtschule) beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 19,5. Grund -  
und Leistungskurse dürfen nur in dem Maße gebildet werden, dass die durchschnittliche Teilnehmerzahl dieser 
Kurse in der gymnasialen Oberstufe diesen W ert nicht unterschreitet.  
 
Auf die Klassenbildung an Grundschulen wird im Grundschulkapitel eingegangen.  
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5. Aufnahme in die Schule  
 
Gemäß § 46 SchulG entscheidet die Schulleitung über die Aufnahme einer Schülerin oder eines Schülers in die 
Schule innerhalb des vom Schulträger hierfür festgelegten Rahmens, insbesondere der Zahl der Parallelklassen 
pro Jahrgang.  
 

a) Grundschulen (siehe Grundschulkapitel)  
 

b) Aufnahme an weiterführenden Schulen  
 
Gemäß § 46 Abs. 4 SchulG  kann die Schulleitung im Einvernehmen mit dem Schulträger die Zahl der in die 
Klasse 5 einer Schule der Sekundarstufe I oder mit Sekundarstufe I aufzunehmenden Schülerinnen und Schüler 
begrenzen, wenn  
 

1. ein Angebot für Gemeinsames Lernen (§ 20 Abs. 2 SchulG) eingerichtet wird,  
2. rechnerisch pro Parallelklasse mindestens zwei Schüler/innen mit festgestelltem sonderpädagogi-

schem Unterstützungsbedarf aufgenommen werden und  
3. im Durchschnitt alle Parallelklassen der jeweilige Klassenfrequenzrichtwert nach der Verordnung zur 

Ausführung des § 93 Abs. 2 SchulG nicht unterschritten wird.  
 
Der Schulträger kann gem. § 46 Abs. 6 SchulG festlegen, dass Schüler/innen, die in ihrer Gemeinde eine Schule 
der gewählten Schulform im Sinne des § 10 besuchen können, die Aufnahme verweigert wird, wenn die Zahl 
der Anmeldungen die Aufnahmekapazität der Schule übersteigt. Dieser Beschluss d urfte bisher  nicht schul-
scharf geschlossen werden, sondern nur für das ganze Gebiet des Schulträgers.  Aktuell beabsichtigt die Lan-
desregierung, den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Bildungsgerechtigkeit und der De mokratiebildung 
(19. Schulrechtsänderungsgesetz) in den Landtag einzubringen. Im Rahmen dieses 19. Schulrechtsänderungs-
àÕěÕģľģÕěʁèěģʁħāģÕėʁ˅ʁȼȾʁ ÊěʆʁȾʁĲĈėàÕěÕåÕāʇʁßĈúàÕāÑÕāʁx¾ģľʁ¾āľħßīàÕāʈʁʲ1ÕėʁxËåħúģėÂàÕėʁ÷¾āāʁÕèāľÕúāÕʁxËåħúÕāʁ
von der Festlegung gem. Satz  ȹʁ¾ħěāÕåĀÕāʆʳʁ 
 
In Eschweiler hat der Schulträger bisher keinen Beschluss gem. § 46 Abs. 6 SchulG gefasst vor dem Hinter-
grund, dass traditionell insbesondere die Gesamtschule Waldschule auch von Kindern aus der Nachbarstadt 
Stolberg, insbesondere von denjenigen, die an der Stadtgrenze wohnen, nachgefragt und besucht wird. Selbst 
seit Bestehen d er 2. Stolberger Gesamtschule wird die Waldschule in Eschweiler weiterhin auch von Kindern 
aus Stolberg besucht, zumal zum Teil auch bereits Geschwister die Schule besuchen. Gleichzeitig besuchen 
auch Kinder der Stadt Eschweiler die Schulen umliegender Städte und Gemeinden.  Daher müssen  bisher  in 
Eschweiler bei den Anmeldungen an weiterführenden Schulen Kinder aus dem Stadtgebiet gleichbehandelt 
werden mit Kindern aus Nachbarstädten. Gleichermaßen werden auch  an den anderen weiterführenden Schu-
len bisher Kinder aus Nachbarstädten angemeldet, verstärkt an der Hauptschule, da sie die nahezu einzige in 
der StädteRegion Aachen ist.  
 
Da in Eschweiler an alle n weiterführende n Schulen das Angebot des Gemeinsamen Lernens  (GL) besteht, wur-
den die Klassenstärken entsprechend den oben dargestellten rechtlichen Rahmenbedingungen begrenzt.  
 
Darüber hinaus erfolgt jährlich in der sog. Inklusionsrunde auf Ebene der StädteRegion Aachen mit Vertretern 
aller Schulaufsichten (Schulamt für die StädteRegion Aachen und der Bezirksregierung Köln) und Vertretern 
aller Schulverwaltungsämter der Kommunen in der StädteRegion eine Vereinbarung zur Aufteilung der Kinder 
mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf. Dabei wird darauf Wert gelegt, dass möglichst dem Eltern-
wunsch entsprochen wird und zudem eine möglichst homogene Verteilung der Kinder auf alle S chulen unter 
Berücksichtigung der Schulformempfehlung sichergestellt wird.  Die Eltern erhalten im Anschluss vom Schul-
amt für die StädteRegion Aachen einen Bescheid, in dem neben einer geeigneten Förderschule eine Regel-
schule des gemeinsamen Lernens vorges chlagen wird. Daraufhin entscheiden die Eltern, an welcher Schule 
sie ihr Kind anmelden möchten.  
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Rechtlich bestehen folgende Aufnahmekapazitäten an weiterführenden Schulen:  
 

1. an der Waldschule ʙ Städt. Gesamtschule Eschweiler  
Gem. § 6 Abs. 5 der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 SchulG beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 
in der Sekundarstufe I 27. Es gilt die Bandbreite 25 - 29. In den Klassen des Gemeinsamen Lernens kann die 
Bandbreite unterschritten werden, wenn rechne risch pro Parallelklasse mindestens 2 Schüler/Innen mit fest-
gestelltem sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf aufgenommen werden und im Durchschnitt aller Pa-
rallelklassen die Bandbreite eingehalten wird.  
Soweit es zur Klassenbildung erforderlich ist, kann die Bandbreite ab vier Parallelklassen pro Jahrgang um 
eine/n Schüler/in unterschritten werden. In der Sek. II beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 19,5.  
 

2. an der Realschule Patternhof  
Gemäß § 6 Abs. 5 der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 SchulG liegt der Klassenfrequenzrichtwert 
bei ebenfalls 27 Schüler*innen, die vorgesehene Klassenbandbreite für Realschulen liegt bei 25 - 29 Schüler*in-
nen. In den Klassen des Gemeinsamen Lernens  kann die Bandbreite unterschritten werden, wenn rechnerisch 
pro Parallelklasse mindestens zwei Schüler/Innen mit festgestelltem sonderpädagogischem Unterstützungs-
bedarf aufgenommen werden und im Durchschnitt aller Parallelklassen die Bandbreite eingehalte n wird.  
 
Soweit es zur Klassenbildung erforderlich ist, kann auch hier die Bandbreite ab vier Parallelklassen pro Jahr-
gang um eine/n Schüler/in unterschritten werden.  
 

3. an der Adam - Ries- Schule, Gemeinschaftshauptschule Stadtmitte  
Gem. § 6 Abs.4 der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 SchulG beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 
in der Hauptschule 24. Es gibt eine Klassenbandbreite von 18 - 30. Die Schulleitung kann eine Überschreitung 
der Bandbreite um bis zu fünf Schüler/Innen zulassen, wenn Schüler/Innen eine andere Schule derselben 
Schulart im Gebiet des Schulträgers nicht in zumutbarer Weise erreichen können.  
 

4. am Städt. Gymnasium  
Gem. § 6 Abs. 5 der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 SchulG beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 
in der Sekundarstufe I 27. Es gilt die Bandbreite 25 - 29. In den Klassen des Gemeinsamen Lernens kann die 
Bandbreite unterschritten werden, wenn rechne risch pro Parallelklasse mindestens 2 Schüler/innen mit fest-
gestelltem sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf aufgenommen werden und im Durchschnitt aller Pa-
rallelklassen die Bandbreite eingehalten wird.  
Soweit es zur Klassenbildung erforderlich ist, kann die Bandbreite ab vier Parallelklassen pro Jahrgang um 
eine/n Schüler/in unterschritten werden. In der Sek. II beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 19,5.  
 
Auf die bestehenden Ausnahmeregelungen bei Realschulen, Gymnasien und Gesamtschulen mit bis zu drei 
Parallelklassen wird an dieser Stelle nicht eingegangen, da sie auf Eschweiler keine Anwendung finden.  
 

6. Inklusion  

Kinder mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf haben seit dem Schuljahr 2014/15 einen Rechtsan-
spruch auf Besuch einer Regelschule im Rahmen vorhandener personeller und sächlicher Kapazitäten.  Alter-
nativ können die Eltern aber auch eine Förderschule für ihre Kinder wählen, die dem Förder -  bzw. Unterstüt-
zungsbedarf ihres Kindes entspricht.  
 
Für Erst -  und Fünftklässler gilt, dass für Kinder mit Lern -  und Entwicklungsstörungen (in den Bereichen Ler-
nen, emotional - sozialer Entwicklung und Sprache) vom Grundsatz her kein Antrag auf Feststellung des son-
derpädagogischen Unterstützungsbedarfs mehr erforderlic h ist, wenn die Beschulung in einer Regelschule mit 
dem Angebot des Gemeinsamen Lernen (GL) gewünscht wird. Dieses Angebot besteht in Eschweiler zurzeit in 
den weiter unten aufgeführten GL - Grundschulen.  
 
Ist der Besuch an einer Förderschule gewünscht, ist deren Besuch weiterhin antragsabhängig. Ebenso muss 
ein Antrag gestellt werden, wenn ein Kind bei vermuteter Lern -  und Entwicklungsstörung an einer Nicht - GL-
Schule angemeldet wird.  
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Für andere Förderschwerpunkte (Behinderungen), wie geistige Behinderung, Körperbehinderung, Hör -  oder 
Sehschädigungen und Autismusspektrumstörungen muss weiterhin ein antragsabhängiges Verfahren zur 
Feststellung des sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf s eröffnet werden.  
 
Den Antrag stellen können  

a) die Eltern über die allgemeine Schule oder bei der Anmeldung des schulpflichtigen Kindes in den Fällen 
einer Behinderung auch bei einer Förderschule  

b) die allgemeine Schule nach vorheriger Information der Eltern in bestimmten Fällen  
 
Über den Antrag der Eltern bzw. der Schule entscheidet die Schulaufsichtsbehörde hinsichtlich des Bedarfs 
an sonderpädagogischer Unterstützung und der Förderschwerpunkte.  
Vorher holt sie ein sonderpädagogisches Gutachten sowie, sofern erforderlich, ein medizinisches Gutachten 
der unteren Gesundheitsbehörde ein und beteiligt die Eltern. Besteht ein Bedarf an sonderpädagogischer Un-
terstützung, schlägt sie den Eltern mit Zusti mmung des Schulträgers mindestens eine allgemeine Schule vor, 
an der ein Angebot zum Gemeinsamen Lernen eingerichtet ist.  
 
Sonderpädagogische Unterstützung findet in der Regel in der allgemeinen Schule statt. Die Eltern können ab-
weichend hiervon eine Förderschule wählen.  
 
In besonderen Ausnahmefällen kann die Schulaufsichtsbehörde abweichend von der Wahl der Eltern die allge-
meine Schule anstelle der Förderschule oder die Förderschule anstelle der allgemeinen Schule als Förderort 
bestimmen. Dies setzt voraus, dass die personell en und sächlichen Voraussetzungen am gewählten Förderort 
nicht erfüllt sind und auch nicht mit vertretbarem Aufwand erfüllt werden können.  
 
Orte der sonderpädagogischen Förderung sind somit:  

-  allgemeine Schulen (Gemeinsames Lernen)  
-  Förderschulen  
-  Klinikschulen  

 
 

7. Gemeinsames Lernen (GL):  

Wie bereits ausgeführt, soll gemäß § 20 Abs. 3 SchulG sonderpädagogische Unterstützung in der Regel in der 
allgemeinen Schule im Rahmen des sogenannten Gemeinsamen Lernens stattfinden. Dazu sind die sogenann-
ten  GL- Grundschulen mit Sonderpädagogenstellen( - anteilen) ausgestattet, sodass die Lehrkräfte auch perso-
nell  in der Lage sind, Kinder mit und ohne sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf gemeinsam in einer 
Klasse zu unterrichten. In Eschweiler ist bis zum Schuljahr 2025/26 an fast allen Grundschulen das  Gemein-
same Lernen eingerichtet, konkret an folgenden Schulen:  
 
EGS Stadtmitte  
KGS Don- Bosco- Schule  
GGS Weisweiler 
KGS Bergrath 
KGS Bohl 
KGS Eduard- Mörike 
KGS Röhe 
 
Bisher wurden überwiegend Kinder mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf mit Lern -  und Entwick-
lungsverzögerungen, also konkret in den Förderschwerpunkten Sprache, emotionale - soziale Entwicklung und 
Lernen im Rahmen des GL beschult, vereinzelt auch Kin der mit körperlich - motorischem, körperlich - geistigem 
und visuellem  Förderbedarf -  und Unterstützungsbedarf . Beispielsweise wurden zum Schuljahr 2025/26 an ei-
ner Grund - schule und einer weiterführenden Schule jeweils ein Kind mit sonderpädagogischem Fördersch wer-
Ĕħā÷ģʁʲEČėÕāʳʁÕèāàÕěËåħúģʆʁ£ĀʁÑèÕʁĈĔģèĀ¾úÕʁ~Õèúā¾åĀÕʁ¾Āʁ£āģÕėėèËåģʁľħʁàÕĳÂåėúÕèěģÕāʇʁĳħėÑÕʁÑÕāʁVèāÑÕėāʁ
eine Höranlage beschafft. Somit kann das Kind problemlos dem Unterricht folgen.  
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Das gemeinsame Lernen kann an allen weiterführenden Schulen der Stadt Eschweiler im Sekundarbereich I 
fortgeführt werden. Die meisten Erfahrungen haben hiermit die Hauptschule, die Gesamtschule und die Real-
schule. Am Städtischem Gymnasium wurden in der Ver gangenheit vereinzelt auch blinde Kinder und Kinder 
mit Autismusspektrumstörungen bis zum Abitur geführt.  
 
Wie bereits ausgeführt , wird über die Aufnahme der an den Schulen angemeldeten Kinder mit festgestelltem 
sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf an weiterführenden Schulen für die 5. Klasse im Rahmen einer 
Verteilungskonferenz auf der Ebene der StädteRegion Aachen, an der alle Vertreter der unteren Schulaufsicht 
und je ein Vertreter der betreffenden Schulträger teilnehmen, entschieden. Eine homogene Verteilung der Kin-
der wird dabei angestrebt . Die Empfehlungen der betreffenden Schulleitungen werden dazu ei ngeholt. Bisher 
konnte jedem Kind mit festgestelltem sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf, dessen Eltern einen Platz 
im Gemeinsamen Lernen wünschen, auch in der Wohnortgemeinde oder bei manchen Behinderungen auch 
vereinzelt in einer Nachbargemeinde ein en Platz zur Verfügung gestellt werden. Speziell für den Förderbedarf 
ʲàÕèěģèàÕʁ5āģĳèË÷úħāàʳʁě¾åʁěèËåʁÊèěåÕėʁ÷ÕèāÕʁĳÕèģÕėßīåėÕāÑÕʁxËåħúÕʁèāʁ5ěËåĳÕèúÕėʁĲĈėʁ¾úúÕĀʁĔÕėěĈāÕúúʁèāʁÑÕėʁ
Lage, eine Beschulung anzubieten. Daher wurde Kindern mit diesem Förderbedarf in der Regel ein Schulplatz 
an einer Gesamtschule in Stolberg oder Aachen angeboten.  
 
Bisher konnte allen Schüler/innen mit festgestelltem sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf auf 
Wunsch ein Schulplatz im Rahmen des Gemeinsamen Lernens an einer Regelschule zur Verfügung gestellt 
werden.  
 

8. Integration von Schüler*innen mit Migrationshintergrund  

Ausweislich der amtlichen Schulstatistik besuchten im Schuljahr 2025/26 insgesamt 440 (18,37 %) ausländi-
sche Schüler*innen die städtischen Grundschulen und 731 (25,16%) ausländische Schüler*innen die weiterfüh-
renden städtischen Schulen.  
 
Nach dem Runderlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung vom 15.10,2018 haben die Kinder mit Zu-
wanderungsgeschichte ein Recht auf individuelle sprachliche Förderung. Sie sollen zwar in den Regelklassen 
in der von ihnen besuchten Schule besuchen un d dort im Rahmen der Differenzierung zusätzlich gefördert 
werden. Für schulpflichtige Schüler*innen mit Zuwanderungsgeschichte, deren Kenntnisse in der deutschen 
Sprache die Teilnahme am Unterricht in der Regelklasse noch nicht ermöglichen, werden jedoch b ei Bedarf 
Vorbereitungsklassen eingerichtet. Dieses ist in allen Schulformen möglich. Ziel der Vorbereitungsklassen ist 
die schnellstmögliche Eingliederung der Schüler*innen mit Zuwanderungsgeschichte in die ihrem Alter oder 
ihrer Leistungsfähigkeit entspr echende Regelklasse. Sie sollen in der deutschen Sprache so intensiv und indi-
viduell gefördert werden, dass die Verweildauer in der Vorbereitungsklasse in der Regel zwei Jahre nicht über-
schreitet. Ein vorzeitiger Übergang ist anzustreben. Die Entscheidung über die Zuweisung in eine Vorberei-
tungsklasse trifft die Schulaufsichtsbehörde auf Vorschlag der Schulleitung und nach Beratung der Eltern.  
 
1¾ėīÊÕėʁåèā¾ħěʁàèÊģʁÕěʁÑÕėľÕèģʁÕèāʁ?ČėÑÕėĔėĈàė¾ĀĀʁʲ?èģʁèāʁ1ÕħģěËåʳʇʁīÊÕėʁÑ¾ěʁÑÕėʁxËåħúģėÂàÕėʁèāʁÑÕāʁ?ÕėèÕāʁěÕèģʁ
Jahren spezielle Deutschkurse anbietet, bei denen Kinder nicht nur die deutsche Sprache erlernen, sondern 
auch die deutsche Kultur durch Ausflüg e und gemeinsame Unternehmungen erleben.   
 
In der Praxis stellt die Schule bei der Anmeldung an der Grundschule fest, ob die Kinder der deutschen Sprache 
hinreichend beherrschen, um im Unterricht mitarbeiten zu können. Die Schule soll Kinder ohne die erforderli-
chen Sprachkenntnisse zum Besuch eines  vorschulischen Sprachförderkurses verpflichten, soweit sie nicht 
bereits in einer Tageseinrichtung für Kinder entsprechend gefördert werden (§ 36 Abs. 3 SchulG).  Künftig ist 
seitens des Landes die Einführung sogenannte r ABC- Klassen angedacht.  
 
Bei unterjährigen Anmeldungen von Zugewanderten erfolgt über das Kommunale Integrationszentrum eine 
Vermittlung von Schulplätzen. In den Grundschulen erfolgt die Integration in den Klassen, an den weiterfüh-
renden Schulen sind spezielle Sprachförderklassen eingerichtet. Speziell für Kinder, die nach der 4. Klasse auf-
grund ihrer fehlenden Deutschkenntnisse keine Schulformempfehlung erhalten können, besteht die Möglich-
keit, einen Deutschintensivkurs an der Adam - Ries- Schule zu besuchen, den sog. DIKU 5 - Kurs. Der Besuch des 
DIKU 5- Kurses wird nicht auf die Schulzeit angerechnet und soll die Kinder so  weit in der deutschen Sprache 
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fördern, dass sie nach einem Jahr eine Regelklasse in einer ihrer Qualifikation entsprechenden Schulform be-
suchen können.  
 

9. Grundschulen  

Die Stadt Eschweiler ist aktuell Schulträger von 10 städtischen Grundschulen an 11 Standorten, davon eine 
Gemeinschaftsgrundschule, eine evangelische Grundschule und acht katholische Grundschulen:  
 
Die Schulen sind im Einzelnen nachfolgend namentlich aufgeführt:  
 
Katholische Grundschulen (KGS):  
Katholische Grundschule Barbaraschule ʙ Schule im Verbund - , Hauptstandort Stich 60  
und ʙ Teilstandort Röthgen - , Karlstraße 40  
Katholische Grundschule Bergrath, Weierstraße 13  
Katholische Grundschule Bohl, Bohler Straße 92  
Katholische Grundschule Don Bosco, Grüner Weg 3  
Katholische Grundschule Dürwiß, Konrad - Adenauer - Straße 18 
Katholische Grundschule Eduard - Mörike, Eduard- Mörike- Straße 15 
Katholische Grundschule Kinzweiler, Am Maxweiher 15  
Katholische Grundschule Röhe, Erfstraße 38  
 
Evangelische Grundschule (EGS)  
Evangelische Grundschule Stadtmitte, Jahnstraße 21  
 
Gemeinschaftsgrundschule (GGS)  
Gemeinschaftsgrundschule Weisweiler, Auf dem Driesch 28  
 
Die Schülerinnen und Schüler der Grundschulen legen den Schulweg in der Regel zu Fuß zurück. Darüber hin-
aus nutzen sie je nach Wohnort teilweise den ÖPNV oder werden durch die Eltern per PKW zur Schule gebracht. 
Für den ÖPNV werden Schülerbeförderungskoste n durch den Schulträger auf Grundlage der Schülerfahrtkos-
tenverordnung (SchfkVO) NRW ab einer Entfernung von 2,0 km  übernommen.  
 
Seit dem Schuljahr 2023/24 wurde landesweit das sog. Deutschlandticket im Rahmen eines Modellprojektes 
eingeführt. Der Rat der Stadt Eschweiler hat entschieden, dass die Stadt Eschweiler allen anspruchsberech-
tigten Schülern ebenfalls ein Deutschlandticket anbietet, sich aber vorbehalten zum System der School - & 
Funtickets -  und Schülerjahreskartenverträge zurückzukehren, sofern sich die Konditionen des Deutschlandti-
ckets nachteilig für die Beteiligten ändern oder das Deutschlandticket nicht fortgeführt wird. Für das aktuelle 
Schuljahr 2025/26 hat der  Rat einen gleichlautende n Beschluss in der Sitzung am 2.7.2025 gefasst . Damit 
erhalten  derzeit  alle anspruchsberechtigen Schüler/innen der Stadt Eschweiler ein Deutschlandticket, das ne-
ben der reinen Busnutzung auch im Bahnverkehr sowohl innerhalb als auch außerhalb der Ferien in ganz 
Deutschland eingesetzt werden kann.  
 
Darüber hinaus bestehen in Weisweiler drei Schülerspezialverkehre. Es fahren Busse aus Hücheln von den 
xģė¾ġÕāʁʲ ħßʁÑÕėʁEÕèÑÕʳʇʁʲ~¾āāÕāÊÕėàěģė¾ġÕʳʁħāÑʁʲ?úĈė¾ĳÕà,r A̡uf der Kippe  rzur  GGS Weisweiler hin und zu-
rück . Ein weiterer Schülerspezialverkehr ist für die Kinder aus St. Jöris eingerichtet, die zur KGS Kinzweiler 
befördert werden.  
Vereinzelt werden Kinder bei Vorlage einer Anspruchsberechtigung auf der Grundlage der SchfkVO mit Miet-
wagen oder Taxis ʙ in der Regel befristet/vorübergehend ʙ zur Schule befördert.  
 
Schulpflicht  
Gemäß § 35 Schulgesetz (SchulG) NRW beginnt für die Kinder, die bis zum Beginn des 30. September das 
sechste Lebensjahr vollendet haben, am 01. August desselben Kalenderjahres die Schulpflicht.  
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Kinder, die nach diesem Zeitpunkt das sechste Lebensjahr vollenden, können auf Antrag der Eltern zu Beginn 
des Schuljahres in die Schule aufgenommen werden, wenn sie die für den Schulbesuch erforderlichen körper-
lichen und geistigen Voraussetzungen besitzen  und in ihrem sozialen Verhalten ausreichend entwickelt sind 
(Schulfähigkeit). Sie werden mit der Aufnahme schulpflichtig. Die Entscheidung trifft die Schulleitung unter 
Berücksichtigung des schulärtzlichen Gutachtens.  
 
Schulpflichtige Kinder können aus erheblichen gesundheitlichen Gründen für ein Jahr zurückgestellt werden. 
Die Entscheidung trifft die Schulleitung auf Grundlage des schulärtzlichen Gutachtens. Die Eltern sind anzu-
hören. Die Prüfung kann auch auf Antrag de r Eltern erfolgen.  
 
Schüleraufnahme und Klassenbildung  
Grundschulen müssen bei der Fortführung mindestens 92 Schüler*innen haben. Grundschulen mit weniger als 
92, aber mindestens 46 Schüler*innen können nur als Teilstandorte geführt werden (Grundschulverbund) ge-
mäß § 83 SchulG, wenn der Schulträger deren Fortf ührung als erforderlich hält.  
Der Standort Röthgen konnte aufgrund sehr geringer Schüler*innenzahlen in der Vergangenheit nicht eigen-
ständig fortgeführt werden , sondern ist ein Teilstandort der KGS Barba raschule .  
 
Die Anzahl der zu bildenden Eingangsklassen an einer Grundschule beträgt gemäß §6 a der Verordnung zur 
Ausführung des § 93 Abs. 2 SchulG für jahrgangsbezogenen und ʙübergreifenden Unterricht eine Schülerzahl 
von:  

1. bis zu 29 eine Klasse  
2. 30 bis 56 zwei Klassen  
3. 57 bis 81 drei Klassen 
4. 82 bis 104 vier Klassen  
5. 105 bis 125 fünf Klassen  
6. 126 bis 150 sechs Klassen 

 
Bei jeweils bis zu weiteren 25 Schülerinnen und Schülern ist eine weitere Eingangsklasse zu bilden. Die Zahl 
der hiernach zu bildenden Klassen kann aus pädagogischen, schulorganisatorischen oder baulichen Gründen 
unterschritten werden. Eine Überschreitung ist nur zulässig, sofern es sich um die einzige Grundschule einer 
Gemeinde handelt. Gebildete Klassen werden grundsätzlich unabhängig von später eintretenden Schülerzahl-
veränderungen fortgeführt. In besonderen Ausnahmefällen kann die Schulaufsichtsbehörde zulassen, dass 
Klassen in der Fortführung zusammengelegt oder geteilt werden, wenn dies aus pädagogischen, schulorgani-
satorischen oder baulichen Gründen erforderlich wird.  
 
Im Gebiet eines Schulträgers darf die Zahl der zu bildenden Eingangsklassen in Grundschulen gemäß § 6a Abs. 
2 der Verordnung zu § 93 Abs. 2 SchulG die kommunale Klassenrichtzahl nicht überschreiten. Für die Ermitt-
lung der kommunalen Klassenrichtzahl wird d ie Schülerzahl der zu bildenden Eingangsklassen einer Kommune 
durch 23 geteilt.  
Ergibt sich keine ganze Zahl, ist die Höchstzahl der zu bildenden Eingangsklassen wie folgt zu runden:  

1. Ist der Rechenwert kleiner als 15, wird auf die darüber liegende ganze Zahl aufgerundet,  
2. ist der Rechenwert größer als 15 und kleiner als 30, wird ein Zahlenbruchteil unter 0,5 auf die darun-

terliegende ganze Zahl abgerundet und ein Zahlenbruchteil ab 0,5 auf die darüber liegende ganze Zahl 
aufgerundet,  

3. ist der Rechenwert größer als 30, wird auf die darunterliegende ganze Zahl abgerundet  
 
Ergebnisse größer oder gleich 60 werden um eins vermindert. Die Zahl der zu bildenden Eingangsklassen kann 
aus pädagogischen, schulorganisatorischen oder baulichen Gründen unterschritten werden. Der Schulträger 
berechnet die kommunale Klassenrichtzahl bis zum 15. Januar eines Jahres. Berechnungsgrundlage ist die 
voraussichtliche Schülerzahl in den Eingangsklassen zum folgenden Schuljahr auf der Grundlage der Anmel-
dungen sowie der Erfahrungswerte aus den Vorjahren.  
 
Grundschulen oder Teilstandorte, an denen keine Klasse mindestens 15 Schülerinnen und Schüler gebildet 
werden kann, können den Unterricht von jahrgangsbezogen auf jahrgangsübergreifend umstellen, sofern ein 
von der Schulaufsicht gebilligtes Konzept für die  Grundschule vorliegt. Im Jahr der Umstellung darf die Unter-
grenze der Brandbreite von 15  Schüler*innen  einmalig in der Eingangsklasse sowie im Aufwuchs in Klasse drei 
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um bis zu zwei Schüler*innen unterschritten werden, wenn sichergestellt ist, dass nach Umstellung auf jahr-
gangsübergreifenden Unterricht nachhaltig die Klassenbildungswerte eingehalten werden können.  
 
Bei Grundschulverbünden ist für die Zahl der zu bildenden Eingangsklassen die Gesamtschülerzahl der Ein-
gangsklassen aller Teilstandorte maßgeblich.  
 
Der Schulträger entscheidet unter Einhaltung der kommunalen Klassenrichtzahl über die Zahl und die Vertei-
lung der zu bildenden Eingangsklassen auf die Grundschulen. Über die Verteilung der Schüler*innen auf die zu 
bildenden Klassen an jeweiligen Standorten  einer Schule entscheidet die Schulleitung.  
 
Gemäß § 46 Abs 3 SchulG NRW hat jedes Kind einen Anspruch auf Aufnahme in die seiner Wohnung nächstge-
legene Grundschule der gewünschten Schulart in seiner Gemeinde im Rahmen der vom Schulträger festgeleg-
ten Aufnahmekapazitäten, soweit der Schulträger keine n Schuleinzugsbereich gebildet hat. Der Schulträger 
legt unter Beachtung der Höchstgrenze für die zu bildenden Eingangsklassen an Grundschulen nach der Ver-
ordnung gem. § 93 Abs. 2 Nr. 3 SchulG die Zahl und die Verteilung der Eingangsklassen auf die Schulen  und 
Teilstandorte fest. Er kann die Zahl der in die Eingangsklassen aufzunehmenden Schülerinnen und Schüler 
einer Grundschule oder mehrerer Grundschulen begrenzen, wenn dies für eine ausgewogene Klassenbildung 
innerhalb einer Gemeinde erforderlich ist ode r besondere Lernbedingungen oder bauliche Gegebenheiten be-
rücksichtigt werden sollen. Die Vorschriften zu den Klassengrößen bleiben unberührt.  
 
Vor diesem Hintergrund wurde im Rahmen der Erstellung des SEP im Jahre 2016 erstmalig ein Meinungsbild 
bei den Grundschulleitungen abgefragt, ob auch aus pädagogischer Sicht eine Regulierung/Begrenzung der 
Aufnahmekapazitäten durch den Schulträger gewünsch t sei.  
Daraufhin teilte der Sprecher der Grundschulen im Mai 2016 im Namen aller Grundschulleitungen mit, dass 
seitens der Schulen die Bildung von Obergrenzen gewünscht sei. Das Schreiben wurde in den SEP aufgenom-
men. Damals wünschten die Schulen  

a) für die einzügige KGS Röhe, für die GGS Weisweiler und für Nicht - GL- Schulen die Obergrenze von 27  
b) für alle anderen mehrzügigen GL - Schulen die Obergrenze 25.  

Auf Vorschlag der Verwaltung wurde die Obergrenze zu b) auf Empfehlung der Schulaufsicht sogar auf 24 
begrenzt. Dies wurde von den Schulleitungen begrüßt.  
 
In Vorbereitung der Erstellung des SEP 2021, der flutbedingt nicht fertiggestellt werden konnte, wurde der 
Sprecher der Grundschulleitungen erneut mit Schreiben vom 14.4.2021 um Rückmeldung gebeten, ob an der 
bestehenden Regelung festgehalten werden soll. Wie bereits dem Schulausschuss in der Verwaltungsvorlage 
Nr. 037/2022 zur Festlegung der Erhöhung der Zügigkeiten an diversen Grundschulen mitgeteilt wurde, hat 
der Sprecher der Grundschulen mit Schreiben vom 19.4.2021 mitgeteilt, dass alle Eschweiler GL - Grundschulen  
und die KGS Barbaraschule  die Auffassung vertreten, dass sich der Klassenmaximalwert von 24 Kinder pro 
Klasse sehr bewährt habe, so dass man an der Regelung festhalten wollte. Die KGS Röhe wollte ebenfalls bei 
der Grenze von 27 bleiben, nur die Schulleitung der GGS  Weisweiler wünschte ʙ wie schon mehrfach von ihr 
beantragt ʙ ebenfalls eine Reduzierung der Aufnahmekapazität auf 24. Der Schulausschuss beschloss am 
5.4.2022 einstimmig, dass die im Rahmen des im SEP 2016 beschlossenen Aufnahmekapazitäten an Grund-
schulen bestehen b leiben und diese weiter fortbestehen sollen. Hintergrund für die Ablehnung des Wunsches 
der GGS ist, dass die GGS ein gewisses Alleinstellungsmerkmal als einzige Gemeinschaftsgrundschule in E-
schweiler hat und daher auch von allen Kindern aus dem Stadtgebie t besucht werden können sollte , als Alter-
native zu den in den meisten Stadtteilen ausschließlich verorteten kath. Bekenntnisschulen. Darüber hinaus 
besuchen in der Regel alle in Weisweiler und Hücheln wohnenden Kinder auch die wohnortnächste GGS. Nach 
den damals zu erwartenden Anmeldeza hlen hätte sich die Kapazitätsgrenze von 27 zur homogenen Klassen-
bildung im Stadtgebiet bewährt.  
 
In Vorbereitung auf diesen SEP wurde ebenfalls durch den Sprecher der Grundschulen erneut eine Rückmel-
dung erbeten, wie etwaige Wünsche bezüglich der Größe der Eingangsklassen aussehen würden. Nach seiner 
Rückmeldung wünschten d ie GL- Schulen, mit Ausnahme der KGS Röhe und der GGS Weisweiler  weiterhin an 
der Kapazität von maximal 24 Kindern fest zuhalten . Die Zahl auf 23 Kinder herunterzusetzen , würde ebenfalls 
begrüßt werden, ist jedoch kein ausdrücklicher Wunsch. Bei der KGS Röhe verbleibt der Wunsch auf ma ximal 
27 Kindern. Bei der GGS Weisweiler ist im Nachgang mit Mail vom 12.6.2026 mitgeteilt, dass die Schulkonferenz 
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weiterhin wünscht, wie bereits unter Angabe von Gründen im Jahre 2018 mitgeteilt, dass es eine Gleichbe-
rechtigung aller GL - Schulen bei der Aufnahmekapazität geben werde. Da die GGS auf Elternwunsch hin auch 
Kinder habe, die das erste Schuljahr im Sinne der  flexiblen Schuleingangsphase wiederholen, starteten sie bei 
der Aufnahme von 27 teilweise mit 28/29  Kindern. Um eine gute Lernatmosphäre und eine individuelle Förde-
rung bestmöglich insbesondere der GL - Schüler*Innen zu gewährleisten, wünschten sie sich en tsprechend be-
grenzt zu werd en.  
 
Die nicht GL - Schulen  haben den Wunsch geäußert, die Eingangsklassen auf 25 Kinder anzusetzen. Die KGS 
Barbaraschule möchte aufgrund des hohen Förderbedarfs vieler Schüler*innen ebenfalls weiterhin eine Kapa-
zitätsgrenze von 24 Kindern beibehalten.  
 
Für den Prognosezeitraum werden an der GGS Weisweiler im Schuljahr 2026/27 voraussichtlich 51 und im 
Schuljahr 2028/29 voraussichtlich 54 erwartet in den Eingangsklassen. Bei einer Beschränkung der Aufnah-
mekapazität auf 24 wäre dann in diesen Jahren mit Ab lehnungen zu rechnen, so dass Weisweiler Kinder keine 
wohnortnahe Schule besuchen könnten. Bei der Beibehaltung der Kapazitätsgrenze von 27 könnten alle Kinder 
aufgenommen werden. Vor diesem Hintergrund bleibt die Verwaltung bei ihrem Vorschlag, eine weite re Redu-
zierung für die GGS nicht vorzunehmen und ist in diesem SEP von einem Fortbestand der bisherigen Regelung 
ausgegangen.  
 
Eine Reduzierung der Kapazität auf 2 3  Schüler*innen an allen Grundschulen ist pädagogischer sinnvoll, jedoch 
mit Blick auf den damit ausgelösten erhöhten Lehrerstellenbedarf wird diese Forderung als unrealistisch be-
trachtet.  
Insofern wird von der Verwaltung auch in dieser Fortschreibung vom Fortbestand der Regelung zur Kapazi-
tätsgrenze für Eingangsklassen ausgegangen , vorbehaltlich des zu erfassenden Schulausschussessbeschlus-
ses.  
Die Beibehaltung der Kapazitätsgrenzen wird aus Sicht des Schulträgers empfohlen. Vor allem im Hinblick auf 
den allgemeinen Lehrerkräfte mangel wäre die Reduzierung nicht zu empfehlen. Kleinere Klassen bedeuten im 
Umkehrschluss auch gleichzeitig mehr Klassen. Zudem soll das Alleinstellungsmerkmal der GGS Weisweiler und 
der KGS Röhe gewahrt werden. Ausschlaggebend für den Verwaltungsvorschlag ist die bei Einführung der Ka-
pazitätsgrenze von 24 Kindern in den Eingangsklassen bestehende  Gefahr, dass Kinder aus der wohnortnahen 
Umgebung an der Schule abgelehnt werden müssten.  
 
Perspektivisch ist abzuwarten, ob alle Grundschulen sukzessive zu GL - Schulen werden, sodass  damit dann  
eine Kapazitätsb egrenzung auf 24 an allen Schulen einhergehen müsste . Dies könnte im Einzelfall dazu führen, 
dass Schüler*Innen ihre wohnortnahe Grundschule nicht besuchen können und würde mit dem Recht auf woh-
nortnahe Beschulung konkurrieren. Es gilt somit zu entscheiden, ob eher das Vorrecht der Eltern auf wohnor-
tnahe Be schulung vordergründig betrachtet werden soll oder das Ziel verfolgt werden soll, der  derzeit beste-
henden inhomogenen Verteilung der Schüler durch Setzung von Kapazitätsgrenzen entgegenzuwirken.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 46 Abs. 3 SchulG möglichen Kapazitätsgrenzen nur bei der Bildung 
der Eingangsklassen Gültigkeit haben. Nach Bildung der Eingangsklassen müssen unterjährige Aufnahmen bis 
zur Klassenstärkenhöchstgrenze im Rahmen d er Bandbreiten ermöglicht werden.  
 
Wertung der Verwaltung:  
 
Die fristgerechte Berechnung der kommunalen Klassenrichtzahl bis zum 15.01. eines Jahres ist in der Praxis 
für den Schulträger zumindest in der Städteregion Aachen schwierig und definitiv zu früh, da bis dahin über 
die vorrangig vorzunehmende Verteilung de r Kinder mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf (siehe 
Kapitel Inklusion)  und  noch nicht entschieden ist  und die Einschulungsuntersuchungen noch nicht abge-
schlossen sind .  
 
In den letzten Jahren erfolgten die Aufnahmeentscheidungen Anfang April. Dass die Aufnahmeentscheidung 
erst zu diesem Zeitpunkt erfolgen kann, ist für die Eltern unbefriedigend, zumal sie ihre Kinder bereits im Herbst 
des Vorjahres angemeldet haben und ihnen daher ein langer Zeitraum der Ungewissheit zugemutet wird. Mit 
der reinen Schulanmeldung korrespondiert oftmals auch noch die OGS - Anmeldung, über die auch nicht vorher 
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entschieden werden kann. Mit Blick auf die an manchen Schulen in der Vergangenheit bestandenen Wartelisten 
bei OGS- Plätzen war diese Situation für alle Beteiligten belastend.  
 
Ab dem Schuljahr 2026/27 gibt es einen Rechtsanspruch, der alle Grundschulen verpflichtet, jedes Kind, wel-
ches sich für einen OGS - Platz in diesem Jahr anmeldet, aufzunehmen. Jedes Kind, welches ab 2026/27 neu 
eingeschult wird, erhält folglich einen OGS - Platz. Der Rechtsanspruch besteht sukzessive aufsteigend, so dass 
zum Sch uljahr 2029/30 alle Grundschul -  und Förderschulkinder des Primarbereichs einen Anspruch auf einen 
OGS- Platz haben werden.  
 
Abschaffung von Schulbezirken/ - einzugsbereichen:  
 
Gemäß § 84 SchulG kann der Schulträger für jede öffentliche Schule durch Rechtsverordnung ein räumlich 
abgegrenztes Gebiet als Schuleinzugsgebiet bilden. Eine Schule kann dann die Aufnahme einer Schülerin oder 
eines Schülers ablehnen, wenn sie oder er nich t im Schuleinzugsbereich wohnt.  
 
In Eschweiler wurde von der Regelung bisher keinen Gebrauch gemacht, die freie Schulwahl der Eltern für ihre 
Kinder zu ermöglichen. Eine Begrenzung findet diese Regelung  im Rahmen der vom Schulträger festgesetzten 
Aufnahmekapazitäten. Dabei hat  jedes Kind gemäß § 46 Abs. 3 SchulG einen Rechtsanspruch auf Aufnahme 
in die seiner Wohnung nächstgelegenen Grundschule der gewünschten Schulart in seiner Gemeinde im Rah-
men der vom Schulträger festgelegten Aufnahmekapazität.  
 
In Eschweiler wurden zwar keine Einzugsbereiche, jedoch mit Beschluss des Schulausschusses vom 
23.11.2023 die Zügigkeiten der Grundschulen wie folgt beschlossen:  
 
KGS Barbaraschule (mit Teilstandort Röthgen):  4- zügig  
aufgeteilt auf die Standorte (Stich, Röthgen)   je 2 Züge  
KGS Bergrath:       3- zügig  
KGS Bohl:      2- zügig  
KGS Don- Bosco:     4- zügig  
KGS Dürwiß:      3- 4- zügig  
KGS Eduard- Mörike:     2- 3- zügig  
KGS Kinzweiler:     2- zügig  
KGS Röhe:      1- zügig  
EGS Stadtmitte:      2- zügig  
GGS Weisweiler:     2- 3- zügig  
 
 
Bei der Bildung der Eingangsklassen muss jedes Jahr neu geprüft werden, ob die prognostizierten Klassen 
gebildet werden können. Dies betrifft vor allem die Schulen, an welchen möglicherweise Ablehnungen ausge-
sprochen werden müssten oder nur sehr kleine Ein gangsklassen gebildet werden müssten. Hier ist der Klas-
senrichtwert entscheidend.  Auf d ie prognostizierten Entwicklungen an den einzelnen Schulen wird in den je-
weiligen Schulteilen eingegangen.  
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Schulart  
Wie bereits ausgeführt, haben Eltern einen Anspruch auf wohnortnächste Beschulung ihrer Kinder im Grund-
schulbereich der gewünschten Schulart. Gemäß § 26 SchulG gibt es im Grundschulbereich drei verschiedene 
Schularten, nämlich Gemeinschaftsschulen, Bekennt nisschulen oder Weltanschauungsschulen.  
 
In Gemeinschaftsschulen  werden die Schüler*innen auf der Grundlage christlicher Bildungs -  und Kulturwerte 
in Offenheit für die christlichen Bekenntnisse und für andere religiöse und weltanschauliche Überzeugungen 
gemeinsam unterrichtet und erzogen.  
 
In Bekenntnisschulen werden Kinder des katholischen oder evangelischen Glaubens oder einer anderen Reli-
gionsgemeinschaft nach den Grundsätzen des betreffenden Bekenntnisses unterrichtet und erzogen. Zum 
evangelischen Bekenntnis im Sinne dieser Vorschrift gehören auch die beken ntnisverwandten Gemeinschaf-
ten.  
 
In Weltanschauungsschulen  werden die Schüler*innen nach den Grundsätzen ihrer Weltanschauung unter-
richtet und erzogen. An Weltanschauungsschulen wird Religionsunterricht nicht erteilt.  
 
In Eschweiler bestehen, wie eingangs benannt, acht katholische Bekenntnisschulen (KGS), eine evangelische 
Bekenntnisschule (EGS) und eine Gemeinschaftsgrundschule (GGS Weisweiler). Daraus folgt, dass Eltern im-
mer die Wahl zwischen zwei verschiedenen Bekenn tnisschulen und einer Gemeinschaftsgrundschule haben.  
 
Die Häufung der Bekenntnisschulen ist in Eschweiler im Vergleich zu anderen Kommunen in NRW außerge-
wöhnlich und schränkt die Verteilung bzw. die Einfluss -  bzw. Steuerungsmöglichkeiten des Schulträgers ein. 
Hätte man nur eine Schulart im Stadtgebiet, wäre d ie Steuerungsmöglichkeit am größten.  
 
Das 11. Schulrechtsänderungsgesetz vom 25.03.2015 vereinfachte die Möglichkeiten, Bekenntnisgrundschu-
len in Gemeinschaftsgrundschulen umzuwandeln.  
Nach § 27 Abs. 3 SchulG NRW kann ein Schulträger seitdem eine bestehende Grundschule in eine andere Schul-
art um, wenn erstens  

a) die Eltern eines Zehntels der Schülerinnen und Schüler der Schule dies beantragen oder  
b) der Schulträger im Rahmen seiner Schulentwicklungsplanung (§ 80) beschließt, ein Abstimmungsver-

fahren durchzuführen  
 
und zweitens  
die Eltern von mehr als der Hälfte der Schülerinnen und Schüler sich anschließend in einem Abstimmungsver-
fahren dafür entscheiden.  
 
In den Eschweiler Grundschulen wurden in den letzten Jahren Erfahrungen mit derartigen Umwandlungsver-
suchen gemacht. Sowohl bei der KGS Bohl als auch bei der KGS Don - Bosco und der EGS Stadtmitte konnte 
jeweils nicht die erforderliche Mehrheit nach § 10 Abs . 1 der Verordnung über das Verfahren zur Bestimmung 
der Schulart von Grundschulen und Hauptschulen erreicht werden, so dass die Umwandlungsinitiativen der 
Eltern und des Schulträgers scheiterten.  
 
Gemäß Ziffer 1.23 der VV zu § 1 AO- GS steht den Eltern zu Beginn des Schuljahres die Wahl der Schulart frei (§ 
26 Abs. 5 SchulG). In eine Bekenntnisschule darf ein Kind aufgenommen werden, wenn es entweder  
a) dem entsprechenden Bekenntnis gehört oder  
b) dem Bekenntnis nicht angehört, die Eltern aber ausdrücklich übereinstimmend wünschen, dass es nach den 
Grundsätzen dieses Bekenntnisses unterrichtet und erzogen werden soll.  
 
Die Kinder dürfen zwar nach Aussage der Schulaufsicht nicht zur Teilnahme an Schulgottesdiensten gezwun-
gen werden, wohl aber zunächst zur Teilnahme am Religionsunterricht.  
 
Gemäß § 26 Abs. 7 SchulG ist an einer Bekenntnisschule mit mehr als 12 Schüler*innen einer konfessionellen 
Minderheit ist eine Lehrerin oder ein Lehrer des Bekenntnisses der Minderheit einzustellen, die oder der Religi-
onsunterricht erteilt und in anderen F ächern unterrichtet. In der Praxis wird im Regierungsbezirk Köln aller-
dings nicht so verfahren. Solange Kinder die Möglichkeiten haben, eine GGS in der Heimatstadt zu besuchen, 
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wird kein Bedarf gesehen, an einer Bekenntnisschule in Bekenntnissen einer Minderheit zu unterrichten, da 
dies zu einer Verwässerung des Profils der Bekenntnisschule führen würde.  
 
Neben der aufgezeigten Problematik für Kinder nichtchristlichen Glaubens würden mit der Umwandlung der 
Bekenntnisschulen auch bei der Besetzung der Schulleitungsstellen an den Schulen mehr Optionen geschaf-
fen. An Bekenntnisschulen muss die Schulleitung das  entsprechende Bekenntnis haben.  
 
Die Schulkonferenz der GGS Weisweiler hat im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zu diesem SEP mit Schrei-
ben vom 12.6.2026 den Hinweis ausgesprochen, dass viele Bekenntnisschulen in Eschweiler aus Sicht der GGS 
die Möglichkeit ergreifen sollten, GGS zu werden, da teilweise bekanntlich mehr Kinder anderer Religionen dort 
aufgenommen werden als die eigentliche Religionszuweisung verlange. Auch dies sei aus Sicht der GGS eine 
deutliche Erleichterung für die GGS. Die Fälle von Familien häuften sich, de ren Glaube, die Vorgabe zur Teil-
nahme am Religionsunterricht verbiete.  
 
Handlungsoption:  
Im Rahmen dieser Fortschreibung des SEP wäre die Möglichkeit gegeben, erneut Umwandlungen der Schular-
ten anzustreben bzw. das zu notwendige Abstimmungsverfahren einzuleiten. Mit Blick auf die Sondersituation 
in Eschweiler, dass nur eine GGS und ansonsten n ur Bekenntnisschulen bestehen, wird seitens der Verwaltung 
grundsätzlich ein größeres Angebot von Gemeinschaftsgrundschulen gerade für nichtchristliche Kinder und 
Kinder, die sich keiner Religionsgemeinschaft zugehörig fühlen, als Ziel gesehen. Vor dem Hin tergrund der ge-
machten Erfahrungen und der erneut zu erwartenden nicht ausreichenden Abstimmungsquoten schlägt die 
Verwaltung dennoch vor, ein entsprechendes Verfahren nur einzuleiten, wenn von Seiten der Schulgemein-
schaft der Wunsch zur Umwandlung an den Schulträger gerichtet wird .  
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Offene Ganztagsschule im Primärbereich:  
 
Zu Beginn des Schuljahres 2003/04 wurde erstmalig an der kath. Grundschule Eduard - Mörike der Betrieb der 
offenen Ganztagschule eingerichtet.  
 
In den darauffolgenden Jahren erfolgte die Einführung des offenen Ganztages (OGS) sukzessive an allen wei-
teren Grundschulen. Die AWO (Betreute Schulen Aachen - Land e.V) stellt den OGS- Betrieb an der KGS Bohl, der 
KGS Kinzweiler, der KGS Röhe, der KGS Bohl und der GGS Weisweiler sicher. Der deutsche Kinderschutzbund 
stellt den OGS-  Betrieb an der EGS Stadtmitte, KGS Barbaraschule, KGS Eduard - Mörike und an der KGS Don-
Bosco- Schule sicher, während das Haus St. Josef für den OGS - Betrieb an der KGS Dürwiß verantw ortlich ist.  
 
Die aktuellen OSG- Anmeldezahlen zum Schuljahr 2025/26 stellen sich wie folgt vor:  
 

Schule  Aktuelle Anmeldezahlen  Anteil von der Schüler*innenzahl  
KGS Barbaraschule  252 66,67 % 
KGS Bergrath 173 64,55 % 
KGS Bohl 130 65,33 % 
KGS Don- Bosco 229 68,16 % 
KGS Dürwiß 132 42,31 % * 
KGS Eduard- Mörike 114 46,34 % **  
KGS Kinzweiler 111 63,79 % 
KGS Röhe 73 76,84 % 
GGS Weisweiler 139 67,15 % 
EGS Stadtmitte  131 72,78 % 
Gesamt 1.484 63,40% (Durchschnitt)  

 
*Die vergleichsweise  geringe Anmeldezahl für den OGS - Betrieb in Dürwiß korrespondiert mit einer exorbitant 
hohen Anmeldezahl für den Bereich der  Halbtagsbetreuung  (HTB). An der KGS Dürwiß bestehen drei Gruppen 
der sog. Bunten Bande a 25 Kinder, so dass die Betreuungsquote in Summe deutlich höher ist.  
 
**Die vergleichsweise geringe Anmeldezahl für den OGS - Betrieb an der KGS Eduard - Mörike liegt daran, dass 
es im Quartier eine Spiel -  und Lernstube gibt, die ein kostenloses Betreuungsangebot für Kinder im Quartier 
anbietet. Dieses wird von manchen Kindern a ngenommen, die damit den OGS - Platz nicht in Anspruch nehmen.  
Aktuell erfolgt ein Ausbau zur Erfüllung des OGS - Rechtsanspruches. Sobald dieser erfolgt ist, wird die 
Schnittstelle zur Spiel -  und Lernstube konzeptionell betrachtet und angepasst.  
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Evangelische Grundschule Stadtmitte  
 

 
 
Lage des Schulgrundstücks  

a) Stadtteil:    Stadtmitte  
b) Straße und Hausnummer:  Jahnstraße 21  
c) Flurbezeichnung und Größe:  Gemarkung Eschweiler, Flur 29, Nr. 214, 9.523 m²  
d) Baujahr:    1957/58  

erweitert:    1971/72 und 1975/76  
     2011/2012 
 grundsaniert:    2021- 2024  

e) Schulleitung:    Frau von Kaehne  
 
Baubewertung:  
Der bauliche Zustand der EGS Stadtmitte ist nach der in 2011/12 durchgeführten Komplettsanierung und Er-
weiterung in weiten Teilen als sehr gut zu bezeichnen.  
Das Untergeschoss war bei der Flut 2021 stark betroffen und musste von 2021 bis 2024 komplett saniert wer-
den. In 2026 werden hier die letzten Arbeiten inkl. den Sanierungsmaßnahmen im Außenbereich durchgeführt. 
Im Rahmen der Arbeiten wurde die Qualitätsentwicklung der OGS durch kleinere bauliche Veränderungen der 
Raumstrukturen fortgesetzt.  
 
Unterhaltungs -  und Investitionsaufwand aktuell und Folgejahre:  
Neben dem jährlichen Aufwand für Unterhaltung, Wartung und Prüfungen wurde beginnend mit den Sommer-
ferien im Jahr 2025 im Rahmen der Hochwassersanierung noch eine Betonsanierung im Erdgeschoss der 
Schule durchgeführt, welche bis Karneval 2026 abgeschlossen  wurde.  
Für die Bepflanzung und Bescha tt ung  des Schulhofes sind Fördermittel beantragt und bewilligt worden.   
 
Erreichbarkeit der Schule:  
Die EGS Stadtmitte  kann von Schüler*innen aus dem ganzen Stadtgebiet besucht werden. In der Regel wird 
der Schulweg zu Fuß zurückgelegt. Darüber hinaus benutzen die Schüler*innen teilweise den ÖPNV. Hierfür 
werden Schülerbeförderungskosten durch den Schulträger auf Grundlag e der Schülerfahrtkostenverordnung 
NRW übernommen.  
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enstraße zwei Erwachsenenlotsen eingesetzt. Die übrigen Maßnahmen zur Schulwegsicherung sind dem 
Schulwegplan zu entnehmen.  
 
Schulwegplan:  
 

 
 
Sozialindex:  
Die Schule hat einen Sozialindex von 7.  
 
Start - Chancen - Programm:  
Der Bund hat ein sogenanntes Startchancen - Programm zum Schuljahresbeginn 2024/25 eingeführt, um 
Schulen mit hohem Sozialindex zu fördern. Hintergrund sind die großen Herausforderungen, die sich im heuti-
gen Lehrbetrieb zeigen und die insbesondere wirksame u nd langfristige Strategien benötigen, um wirksam zu 
werden. Der Förderzeitraum wird auf 10 Jahre gestreckt.  
Der Hauptfokus des Startchancen - Programms liegt auf der Vermittlung der Basiskompetenzen Lesen, Schrei-
ben und Rechnen sowie der Stärkung der sozialen und emotionalen Kompetenzen der Schüler*innen.  
Die EGS Stadtmitte wurde ab dem Schuljahr 2024/25 zur Teilnahme am Start - Chancen - Programm ausge-
wählt.  
Das Programm beruht auf drei Säulen:  
Säule I beinhaltet ein Investitionsprogramm für eine zeitgemäße und ansprechende Lernumgebung.  
Säule II umfasst ein sog. Chancenbudget für bedarfsgerechte Lösungen zur Schul -  und Unterrichtsentwick-
lung.  
Säule III ermöglicht ein Mehr an Personal zur Stärkung multiprofessioneller Teams.  
 


















































































































































































































































































































































































